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Postbank – eine Niederlassung  
der Deutsche Bank AG

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,
bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen über 
Finanzdienstleistungen ist das Kreditinstitut verpflichtet, den Verbraucher 
rechtzeitig vor Abschluss des Vertrages nach Maßgabe des Artikels 246b 
EGBGB zu informieren.

A1 Allgemeine Informationen zur Bank
Name und Anschrift der Bank
Deutsche Bank AG
Taunusanlage 12
60262 Frankfurt am Main
Zuständige Niederlassung
Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG
Bundeskanzlerplatz 6
53113 Bonn
Telefon: 0228 5500 5500
Telefax: 0228 5500 5515
E-Mail: direkt@postbank.de
Gesetzlich Vertretungsberechtigte der Bank (Vorstand)
Christian Sewing (Vorsitzender), James von Moltke, Raja Akram,  
Fabrizio Campelli, Marcus Chromik, Marie-Jeanne Deverdun,  
Stefan Hoops, Bernd Leukert, Alexander von zur Mühlen, Laura Padovani,  
Claudio de Sanctis, Rebecca Short
Eintragung der Hauptniederlassung im Handelsregister
Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main: HRB 30000
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
DE114103379
Hauptgeschäftstätigkeit der Bank
Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankgeschäften aller 
Art und von damit zusammenhängenden Geschäften.
Zuständige Aufsichtsbehörden
Europäische Zentralbank (EZB), Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt 
am Main und Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn und Marie-Curie-Straße 24 – 28, 
60439 Frankfurt am Main (Internet: www.bafin.de) Deutsche Bundesbank, 
Wilhelm-Epstein-Straße 14, 60431 Frankfurt am Main

A2 Allgemeine Informationen zum Vertrag
Vertragssprache
Die Vertragsbedingungen und diese Vorabinformationen werden in deut-
scher Sprache mitgeteilt. Mit Zustimmung des Kunden wird die Bank mit 
dem Kunden während der Laufzeit des Vertrages in Deutsch kommunizie-
ren, sofern nicht im Einzelfall etwas Abweichendes vereinbart ist.
Rechtsordnung und Gerichtsstand
Für die Aufnahme der Geschäftsbeziehungen vor Abschluss eines Vertra-
ges gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.
Für den Vertragsschluss und die gesamte Geschäftsverbindung zwischen 
dem Kunden und der Bank gilt deutsches Recht (Nr. 6 Abs. 1 der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen der Bank). Es gibt keine vertragliche 
Gerichtsstandsklausel.
Außergerichtliche Streitschlichtung
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlich-
tungsstelle „Ombudsmann der privaten Banken“ (www.bankenombuds-
mann.de) teil. Dort hat der Verbraucher die Möglichkeit, zur Beilegung ei-
ner Streitigkeit mit der Bank den Ombudsmann der privaten Banken 
anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen 
Zahlungsdienstevertrag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), können 
auch Kunden, die nicht Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten 
Banken anrufen. Näheresregelt die „Verfahrensordnung des Ombuds-
manns der privaten Banken“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird 
oder auf der Internetseite des Bundesverbandes deutscher Banken e. V. 
unter www.bankenverband.de eingesehen werden kann. Die Beschwerde 
ist in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) an die Schlichtungs-
stelle beim Bundesverband deutscher Banken e. V., Postfach 04 03 07, 
10062 Berlin, Fax: 030 1663-3169, E-Mail: schlichtung@bdb.de, zu richten.

Hinweis zum Bestehen einer freiwilligen Einlagensicherung
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deut-
scher Banken e. V. angeschlossen (vgl. Nr. 20 der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen der Bank)
Zustandekommen des Vertrages
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes Angebot auf Ab-
schluss des Kontovertrages bzw. des Kreditkartenvertrages bzw. der Teil-
nahmevereinbarung zum Online- und Telefon-Banking ab, indem er den 
ausgefüllten und unterzeichneten oder im Online- bzw. Telefon-Banking 
mittels zur Verfügung gestellter Legitimationsverfahren bestätigten 
„Antrag für den Zugang zur Bank über elektronische Medien“ an die Bank 
übermittelt und dieser ihr zugeht. Der Vertrag kommt zustande, wenn die 
Bank dem Kunden nach der gegebenenfalls erforderlichen Identitätsprü-
fung die Annahme des Vertrages bestätigt.

B �Informationen zum Postbank Tagesgeld-
konto

Die Bank richtet für den Kunden auf dessen Namen ein Konto in laufender 
Rechnung (Kontokorrent) ein, das der Geldanlage dient und nicht für 
Zwecke des Zahlungsverkehrs1 genutzt werden darf. Das Konto darf nur 
auf Guthabenbasis geführt werden. 
Die Anlagedauer ist unbegrenzt. Einzahlungen sind jederzeit per Überwei-
sung in beliebiger Höhe, auch regelmäßig, möglich.
Die Bank schreibt eingehende Zahlungen dem Konto gut und wickelt vom 
Kunden veranlasste Verfügungen2 zu Lasten dieses Kontos ab, soweit 
das Konto ausreichend Guthaben aufweist. Das Guthaben ist täglich 
verfügbar2. Überweisungen sind ausschließlich zu Gunsten eines vorher 
festgelegten auf den Namen des Tagesgeld-Kontoinhabers oder auf den 
Namen eines der Tagesgeld-Kontoinhaber lautenden Referenzkontos zu-
lässig. Zum Tagesgeld-Konto wird keine Karte ausgegeben.
Die Verzinsung des Guthabens erfolgt mit variablen und nach der Höhe 
der Gesamteinlage gestaffelten Zinssätzen. Der jeweilige Zinssatz wird 
auf das gesamte Guthaben gezahlt. Die Betragsgrenzen sind variabel. Die 
jeweils gültigen Konditionen und Betragsgrenzen ergeben sich aus dem 
Preisaushang Postbank. Änderungen der Zinssätze und Betragsgrenzen 
werden ohne gesonderte schriftliche Mitteilung wirksam.
Die Kontoauszüge mit Informationen zu Umsätzen und zum Rechnungs-
abschluss werden jeweils zum Ende eines Kalenderquartals zur Verfü-
gung gestellt.
Hinweis auf vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten
Die anfallenden Guthabenzinsen sind als Einkünfte steuerpflichtig. Bei 
Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steuerbehörde 
bzw. seinen steuerlichen Berater wenden. Dies gilt insbesondere, wenn 
der Kunde im Ausland steuerpflichtig ist. Eigene Kosten (z. B. für Fernge-
spräche, Porti) hat der Kunde selber zu tragen.
Zusätzliche Telekommunikationskosten
Es fallen keine zusätzlichen Telekommunikationskosten an. Bei der Nut-
zung des Telefon-Banking unter der Telefonnummer 0228 5500 5500 ent-
stehen dem Kunden pro Minute die Kosten eines Inlandsgespräches.
Leistungsvorbehalt
Keiner.
Zahlung und Erfüllung des Vertrages
Verzinsung von Guthaben
Die Zinsgutschrift erfolgt jeweils zum Ende eines Kalenderquartals im 
Rahmen des Rechnungsabschlusses auf das Postbank Tagesgeldkonto. 
Der Monat wird mit 30 Zinstagen, das Jahr mit 360 Zinstagen gerechnet.

Vorvertragliche Informationen bei im Fernabsatz  
geschlossenen Verträgen über Finanzdienstleistungen
Hier: Informationen zum Postbank Tagesgeldkonto
Ihr Vertragspartner: Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG (nachfolgend „Bank“ genannt)

1 �Zum Beispiel durch Überweisungen, Daueraufträge und Lastschriften.
2 �Zum Beispiel durch Überweisungen.
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Vorvertragliche Informationen bei im Fernabsatz  
geschlossenen Verträgen über Finanzdienstleistungen
Hier: Informationen zum Postbank Tagesgeldkonto

Kontoführung
Die Bank erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem Kontovertrag durch Buchung 
der Gutschriften und Belastungen1 auf dem Konto.
Die jeweiligen Buchungspositionen werden zum Ende des Kalender
quartals miteinander verrechnet und das Ergebnis (Saldo) dem Kunden 
als Rechnungsabschluss mitgeteilt. Alle von der Bank vorgenommenen 
Buchungen werden auf dem Kontoauszug mit Angabe des Buchungsda-
tums, des Betrages, einer kurzen Erläuterung über die Art des Geschäftes 
sowie der Valuta (Wertstellung) aufgelistet. Die Kontoauszüge werden 
jeweils zum Ende eines Kalenderquartals zur Verfügung gestellt.
Verfügung1

Die Bank erfüllt eine Auszahlungsverpflichtung durch Überweisung auf ein 
mit dem Kunden vereinbartes und auf den Kontoinhaber lautendes Refe-
renzkonto.
Vertragliche Kündigungsregeln
Es gelten die in Nr. 18 und 19 der „Allgemeinen Geschäftsbedingungen“ 
für den Kunden und die Bank festgelegten Kündigungsregeln.
Mindestlaufzeit des Vertrages
Keine.
Sonstige Rechte und Pflichten von Bank und Kunde
Die Grundregeln für die gesamte Geschäftsverbindung zwischen  
Bank und Kunde sind in den „Allgemeinen Geschäftsbedingungen“  
der Bank beschrieben. Daneben gelten die „Bedingungen für das  
Postbank Tagesgeld“.
Darüber hinaus gelten die „Bedingungen für den Zugang zur Bank  
über elektronische Medien“, soweit Bank und Kunde Online-Banking 
und / oder Telefon-Banking vereinbaren. Vorgenannte Bedingungen  
stehen in deutscher Sprache zur Verfügung.

C Widerrufsbelehrung
Widerrufsbelehrung bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlos­
senen Verträgen über Finanzdienstleistungen
Wenn Sie den Antrag unterzeichnen, gilt für Sie folgende Widerrufs­
belehrung:

Widerrufsbelehrung
Abschnitt 1
Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne An­
gabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung widerrufen. 
Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Ver-
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informa­
tionen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) 
erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die recht­
zeitige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dau-
erhaften Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:
Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG  
Bundeskanzlerplatz 6, 53113 Bonn  
Fax.-Nr.: 0228 5500 5515
Abschnitt 2
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen
Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende 
Angaben:
1.	 die Identität des Unternehmers; anzugeben ist auch das öffentliche 

Unternehmensregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, 
und die zugehörige Registernummer oder gleichwertige Kennung;

2.	 die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die für seine 
Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde;

3.	 die Identität des Vertreters des Unternehmers in dem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union, in dem der Verbraucher seinen Wohnsitz 
hat, wenn es einen solchen Vertreter gibt, oder einer anderen ge-
werblich tätigen Person als dem Unternehmer, wenn der Verbraucher 
mit dieser Person geschäftlich zu tun hat, und die Eigenschaft, in der 
diese Person gegenüber dem Verbraucher tätig wird;

4.	 zur Anschrift
a)	 die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und jede andere 

Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Unter-
nehmer und dem Verbraucher maßgeblich ist, bei juristischen 
Personen, Personenvereinigungen oder Personengruppen auch 
den Namen des Vertretungsberechtigten;

b)	 jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen 
dem Verbraucher und einem Vertreter des Unternehmers oder 
einer anderen gewerblich tätigen Person als dem Unternehmer, 
wenn der Verbraucher mit dieser Person geschäftlich zu tun hat, 
maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigun-
gen oder Personengruppen auch den Namen des Vertretungs-
berechtigten;

5.	 die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie Informa-
tionen darüber, wie der Vertrag zustande kommt;

6.	 den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich aller damit 
verbundenen Preisbestandteile sowie alle über den Unternehmer 
abgeführten Steuern oder, wenn kein genauer Preis angegeben wer-
den kann, seine Berechnungsgrundlage, die dem Verbraucher eine 
Überprüfung des Preises ermöglicht;

7.	 gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten sowie einen Hinweis 
auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unter-
nehmer abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt werden;

8.	 Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;
9.	 das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die 

Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Name und 
Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, 
und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen 
über den Betrag, den der Verbraucher im Fall des Widerrufs für die 
erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Werter-
satz verpflichtet ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 357b des Bürger­
lichen Gesetzbuchs);

10.	die Mindestlaufzeit des Vertrags, wenn dieser eine dauernde oder 
regelmäßig wiederkehrende Leistung zum Inhalt hat;

1 �Zum Beispiel durch Überweisungen auf das vereinbarte Referenzkonto.
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Besondere Hinweise zur sofortigen Vertragsausführung
Die Bank wird sofort nach Annahme des Kontovertrages und noch vor  
Ablauf der Widerrufsfrist mit der Ausführung dieses Vertrages und der auf 
dessen Grundlage abgeschlossenen weiteren Verträge beginnen, wenn 
der Kunde hierzu seine ausdrückliche Zustimmung erteilt. Die ausdrück-
liche Zustimmung holt die Bank bei Vertragsunterzeichnung ein.
Gültigkeitsdauer dieser Informationen
Diese Informationen (Stand: 05 / 2026) sind bis auf Weiteres gültig.
Mit freundlichen Grüßen
Ihre Postbank

11.	die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger 
Vertragsstrafen;

12.	die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Unter-
nehmer der Aufnahme von Beziehungen zum Verbraucher vor Ab-
schluss des Vertrags zugrunde legt;

13.	eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht 
oder über das zuständige Gericht;

14.	die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in dieser 
Widerrufsbelehrung genannten Vorabinformationen mitgeteilt wer-
den, sowie die Sprachen, in denen sich der Unternehmer verpflich-
tet, mit Zustimmung des Verbrauchers die Kommunikation während 
der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

15.	�den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Beschwer-
deund Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unternehmer unterworfen 
ist, nutzen kann, und gegebenenfalls dessen Zugangsvoraussetzun-
gen;

16.	das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungs-
regelungen, die weder unter die gemäß der Richtlinie 2014/49 EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 
über Einlagensicherungssysteme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; 
L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) ge-
schaffenen Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der 
Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger 
(ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) geschaffenen Anlegerentschädi-
gungssysteme fallen.

Abschnitt 3
Widerrufsfolgen
Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen 
Leistungen zurückzugewähren. Sie sind zur Zahlung von Wertersatz 
für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie 
vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen 
wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass vor dem Ende der 
Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden 
kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von Wertersatz, kann 
dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für 
den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. Ihr Wider­
rufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf 
Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr 
Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von 
Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese 
Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns 
mit deren Empfang.

Ende der Widerrufsbelehrung
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